
 

  

S 28 AL 58/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitslosengeld, befristete

Beschäftigung, maßgebender Zeitpunkt,
Missbrauch, Verkürzte Anwartschaftszeit, 

Leitsätze 1. Entscheidend für die rechtliche
Bewertung im Rahmen des § 142 Abs. 2
Satz 1 SGB III ist der Zeitpunkt des
Abschlusses des befristen
Beschäftigungsverhältnisses („im
Voraus“).

2. Allein der Umstand, dass die erneute
Einstellung ohne zeitliche Unterbrechung
beim gleichen Arbeitgeber erfolgte, ist
nicht geeignet, der jeweils befristeten
Beschäftigung nachträglich den Charakter
einer kurzen Beschäftigung im Sinne von 
§ 142 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB III zu
nehmen.

3. Im Rahmen des § 142 Abs. 2 SGB III ist
es unerheblich, ob es sich um eine
Sachgrundbefristung nach § 14 Abs. 1
TzBfG oder eine kalendermäßige
Befristung nach § 14 Abs. 2 TzBfG handelt

4. Ein Arbeitnehmer, der aufgrund
geänderter Umstände beim identischen
Arbeitgeber erneut nur befristet
beschäftigt wird, ist genauso
schutzwürdig wie Arbeitnehmer, die ohne
zeitliche Unterbrechung bei
unterschiedlichen Arbeitgebern befristet
beschäftigt werden.

Normenkette § 137 Abs. 1 SGB III, § 14 Abs. 1 TzBfG, §
14 Abs. 2 TzBfG, § 142 Abs. 1 Satz 1 SGB
III, § 142 Abs. 2 SGB III (in der vom
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01.01.2019 bis zum 31.12.2019
geltenden Fassung), § 242 BGB, 

1. Instanz

Aktenzeichen S 28 AL 58/19
Datum 23.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 24/20
Datum 06.01.2022

3. Instanz

Datum -
Â Â Â 
Â Â 
Â 

Â 

1. Die Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Chemnitz vom 23. Januar 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

2. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten
auch des Berufungsverfahrens zu erstatten.

III.Â Â  Die Revision wird zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf Zahlung von Arbeitslosengeld ab dem 1.
Januar 2019 und insofern die ErfÃ¼llung der Anwartschaftszeit nach Â§ 142 Abs. 2
des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III). 

Â 

Der 1960 geborene KlÃ¤ger, dessen befristetes ArbeitsverhÃ¤ltnis zum
31.Â Dezember 2018 endete, meldete sich am 29. Oktober 2018 arbeitssuchend
und amÂ 5.Â November 2018 persÃ¶nlich arbeitslos; ferner beantragte er die
Zahlung von Arbeitslosengeld ab dem 1.Â Januar 2019. 

Â 
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Der KlÃ¤ger war auf der Grundlage der nachfolgenden ArbeitsvertrÃ¤ge bei der
Deutschen Post AG jeweils befristet versicherungspflichtig fÃ¼r 30 Stunden in der
Woche als Postzusteller beschÃ¤ftigt. Die im Wesentlichen gleichlautenden
FormulararbeitsvertrÃ¤ge enthalten keine VerlÃ¤ngerungsoption.

â��Â Â Â  Vertrag vom 19.Â Oktober 2016 

Zeitraum: vom 1.Â November 2016 bis zum 31.Â Dezember 2016 

Grund: EU-Abwicklung laut Plan und Entlastung

Erzieltes Arbeitsentgelt: Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt Rechtskreis Ost:
November 2016 â�� 1.712,85 EUR, Dezember 2016 â�� 2.217,31Â EUR 

Nach Auskunft des Arbeitgebers sei der Vertrag zur Absicherung der Vertretung der
sich in dieser Zeit im Urlaub befindlichen Mitarbeiter geschlossen worden. Zudem
sei in dem Befristungszeitraum saisonal die Versendungsmengen stark und bedingt
durch einen vorrÃ¼bergehenden Personalmehrbedarf angestiegen.

â��Â Â Â  Vertrag vom 8.Â Dezember 2016

Zeitraum: vom 1. Januar 2017 bis 31.Â Januar 2017 

Grund: EU-Abwicklung laut Plan 

Erzieltes Arbeitsentgelt: Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt Rechtskreis Ost:
1.681,74Â EUR

Nach Auskunft des Arbeitgebers sei der Vertrag zur Absicherung der Vertretung der
sich im Urlaub befindlichen Mitarbeiter geschlossen worden. Jedoch handele es sich
bei dem Vertrag vom 8. Dezember 2016 nicht um eine Fortsetzung des
Vorvertrages. Erst Anfang Dezember 2016 sei absehbar gewesen, dass sich auf
Grund der aktuellen Personalsituation (unvorhergesehene PersonalausfÃ¤lle) im
Januar 2017 ein weiterer Bedarf ergebe.

â��Â Â Â  Vertrag vom 31. Januar 2017 

Zeitraum: vom 1.Â Februar 2017 bis zum 28.Â Februar 2017

Grund: Vertretung wegen vorrÃ¼bergehende Abwesenheit der Mitarbeiterin Frau
Â Zâ�¦. Â aufgrund Mutterschutz

Erzieltes Arbeitsentgelt: Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt Rechtskreis Ost:
1.589,42Â EUR

â��Â Â Â  Vertrag vom 16. Oktober 2017 

Zeitraum: vom 2.Â November 2017 bis zum 31.Â Januar 2018
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Grund: stark Verkehr/Entlastung laut Plan

Erzieltes Arbeitsentgelt: Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt Rechtskreis Ost:
November 2017 â�� 1.949,08 EUR, Dezember 2017 â�� 2.213,86 EUR, Januar 2018
â�� 1.458,71Â EUR

â��Â Â Â  Vertrag vom 23. Oktober 2018

Zeitraum: vom 1. November 2018 bis 31.Â Dezember 2018

Grund: Vertretung wegen vorÃ¼bergehender Abwesenheit der Mitarbeiterin Frau
Â Yâ�¦. 

Erzieltes Arbeitsentgelt: Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt Rechtskreis Ost:
November 2018 â�� 1.960,45 EUR, fÃ¼r Dezember 2018 weist die
Arbeitsbescheinigung vom 3. Januar 2019 kein Arbeitsentgelt aus

Â 

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 29. November 2018 die Bewilligung von
Arbeitslosengeld ab. In den letzten zwei Jahren vor den 1. Januar 2019 habe der
KlÃ¤ger im Umfang von weniger als zwÃ¶lf Monaten einer versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung gestanden, so dass die Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼llt sei.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 28. Januar 2019 wies die Beklagte den Widerspruch
des KlÃ¤gers, mit welchem er die Halbierung der Anwartschaftszeit beanspruchte,
zurÃ¼ck. Die Rahmenfrist umfasse die Zeit vom 1. Januar 2017 bis zum 31.
Dezember 2018. Innerhalb dieser Zeit seien nur 211 Kalendertage zu
berÃ¼cksichtigen, in denen eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung bestanden
habe. Innerhalb der Rahmenfrist habe der KlÃ¤ger auch nicht Ã¼berwiegend
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungen ausgeÃ¼bt, die auf nicht mehr als zehn
Wochen im Voraus befristet gewesen seien. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis vom
1.Â November 2016 bis zum 28. Februar 2017 liege zwar mit nur 59Â Tagen in der
zu berÃ¼cksichtigten Rahmenfrist. Es habe jedoch vier Monate angedauert, so dass
es nicht als kurzzeitiges ArbeitsrechtsverhÃ¤ltnisses angesehen werden kÃ¶nne.
Auch wenn die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen am 1. Januar 2019 erfÃ¼llt
seien, bestehe aus diesem Grund kein Anspruch auf Arbeitslosengeld.

Â 

Das Sozialgericht hat auf die Klage des KlÃ¤gers vom 20. Februar 2019 mit
Gerichtsbescheid vom 23. Januar 2020 die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 29.Â November 2018 in der Gestalt des Widerspruchbescheides
vom 28. Januar 2019 verurteilt, dem KlÃ¤ger Arbeitslosengeld nach MaÃ�gabe der
gesetzlichen Vorschriften ab demÂ 1.Â Januar 2019 zu bewilligen. In der
Rahmenfrist habe der KlÃ¤ger vom 1. Januar 2017 bisÂ zum 28.Â Februar 2017 an
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59 Tagen und damit weniger als zehn Wochen, vomÂ 2.Â November 2017 bis zum
31. Januar 2018 an 91 Tagen und damit lÃ¤nger als zehn Wochen und vom
1.Â November 2018 bis zum 31. Dezember 2018 an 61 Tagen und damit erneut
weniger als zehn Wochen in einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung
gestanden. Von den 211Â Tagen wÃ¼rden 120 Tage und somit mehr als die HÃ¤lfte
aus BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen von weniger als zehn Wochen stammen. Die
Voraussetzungen des Â§Â 142 Abs.Â 2 SGBÂ III seien erfÃ¼llt. Entgegen der
Auffassung der Beklagten sei ohne Belang, dass der KlÃ¤ger vor der Rahmenfrist
auf Grund eines am 19. Oktober 2016 geschlossenen Arbeitsvertrages bereits vom
1. November 2016 bis zum 31.Â Dezember 2016 beim gleichen Arbeitgeber
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen sei. Nach dem Wortlaut des Â§Â 142
SGBÂ III seien nur BeschÃ¤ftigungstage innerhalb der Rahmenfrist, nicht jedoch
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse die vor der Rahmenfrist begrÃ¼ndet und beendet
worden seien, zu berÃ¼cksichtigen.

Â 

Die Beklagte hat gegen den Gerichtsbescheid am 18. Februar 2020 Berufung
eingelegt. Der Hinweis auf den Wortlaut der Vorschrift greife zu kurz. Der
Arbeitgeber habe in denÂ Arbeitsbescheinigungen vom 12. Februar 2018 und 3.
Januar 2019 einen durchgÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungszeitraum vom 1. November
2016 bis zum 28. Februar 2017 ausgewiesen. Der Umstand, dass wegen des
Verlaufs der individuellen Rahmenfrist dieses BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses geteilt
werde, und der Zufall, dass am 31. Dezember 2016 dasÂ erste befristete
ArbeitsverhÃ¤ltnis geendet habe, lasse keine andere Wertung zu. Dass die
ArbeitsvertrÃ¤ge nicht als VerlÃ¤ngerungsvertrÃ¤ge deklariert, sondern jeweils
einzelne befristete ArbeitsvertrÃ¤ge in einer Kette aneinandergereiht worden seien,
mÃ¼sse gewÃ¼rdigt werden. Im Ergebnis sei die am 19. Oktober 2016 zunÃ¤chst
arbeitsvertraglich aufÂ zehn Wochen befristete BeschÃ¤ftigung jeweils unter den
Ã¼brigen Bedingungen des geschlossenen befristeten Vertrages fortgefÃ¼hrt
worden. Zwar sei gegen das Urteil des Landessozialgerichts fÃ¼r das Land
Nordrhein-Westfalen vom 20. Februar 2020 (Az.: LÂ 9Â AL 6/18) trotz der wegen
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zugelassenen Revision keine Revision eingelegt
worden. Das Urteil sei jedoch auf den hiesigen Fall nicht Ã¼bertragbar, da die
VertrÃ¤ge des KlÃ¤gers keine VerlÃ¤ngerungsklausel vorgesehen hÃ¤tten. Es sei
von KettenvertrÃ¤gen auszugehen. Allein streitig sei die ErfÃ¼llung der (kleinen)
Anwartschaftszeit nach Â§Â 142 Abs.Â 2 SGBÂ III und ein Anspruch nach Â§ 147
Abs. 3 SGB III von dreiÂ Monaten. Die Ã¼brigen Anspruchsvoraussetzungen
wÃ¼rden unstreitig vorliegen. 

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts vom 23. Januar 2020 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.
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Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Eine durch Arbeitsvertrag befristete BeschÃ¤ftigung verliere den Charakter einer
kurzen BeschÃ¤ftigung nicht dadurch, dass eine erneute Einstellung erfolge, auch
wenn diese nahtlos an die vorherige BeschÃ¤ftigung anschlieÃ�e. 

Â 

Der KlÃ¤ger ist vom 1. Januar 2019 bis zum 20. Oktober 2019 arbeitssuchend,
danach befristet bis zum 20. Januar 2020 im Brief- und Paketzentrum Dâ�¦.
beschÃ¤ftigt und sodann erneut bis zum 7. April 2021 arbeitssuchend gewesen.

Â 

Auf gerichtliche Anfrage hat der Arbeitgeber des KlÃ¤gers mitgeteilt, dass auf die
saisonal stark schwankenden Sendungsmengen bei der Zustellung im Rahmen der
rechtlichen Vorgaben des Teilzeit- und Befristungsgesetzes durch befristete
Einstellungen in ErgÃ¤nzung zu den unbefristeten ArbeitsverhÃ¤ltnissen reagiert
werde. In der Niederlassung Zwickau seien betriebsbedingte KÃ¼ndigungen und
Ã�nderungskÃ¼ndigungen durch Einigung mit dem Sozialpartner seit vielen Jahren
und aktuell bis Ende 2023 ausgeschlossen. Die Befristung sei weder berufsbedingt
noch durch die Besonderheit des Wirtschaftszweiges bedingt notwendig. 

Â 

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung erteilt.

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Verwaltungsakte der Beklagten und die Gerichtsakte beider Instanzen verwiesen. 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 
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I. Das Gericht entscheidet gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
in Verbindung mit Â§ 124 Abs. 2 SGG mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung Ã¼ber die Berufung.

Â 

II. Die statthafte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist
unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zutreffend mit Gerichtsbescheid vom 23.
Januar 2020 der Klage stattgegeben und die Beklagte unter Aufhebung des
Ablehnungsbescheides vom 29.Â November 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 28. Januar 2019 durch Grundurteil (vgl.Â Â§Â 130 Abs.
1 Satz 1 SGG) verpflichtet, dem KlÃ¤ger ab demÂ 1.Â Januar 2019 Arbeitslosengeld
nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu zahlen. Der KlÃ¤ger, der sein
Begehren zutreffend mit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (vgl. Â§
54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG) verfolgt, hat ab dem 1. Januar 2019 Anspruch auf
Arbeitslosengeld. 

Â 

1. MaÃ�gebend fÃ¼r die PrÃ¼fung des geltend gemachten Anspruchs auf Zahlung
vonÂ Arbeitslosengeld ab dem 1. Januar 2019 ist das SGB III in der seit 1. April 2012
geltenden Fassung (vgl. Artikel 2 Nr. 18 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011
[BGBl.Â I S.Â 2854]). 

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 1 Nr. 1 SGB III haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit. GemÃ¤Ã� Â§ 137 Abs. 1 SGB III
hat Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit, wer

1.Â  arbeitslos ist,

2.Â  sich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit arbeitslos gemeldet und

3.Â  die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hat.

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 1 Satz 1 SGB III hat die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt, wer in der
Rahmenfrist mindestens zwÃ¶lf Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
gestanden hat. Die Rahmenfrist betrug gemÃ¤Ã� Â§ 143 Abs. 1 Halbsatz 1 SGB III in
der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung (vgl. Artikel 2 Nr. 18 des
Gesetzes vom 20. DezemberÂ 2011 [a.Â a.Â O.]) zwei Jahre; sie beginnt mit dem
Tag vor der ErfÃ¼llung aller sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf
Arbeitslosengeld (vgl. Â§ 143 Abs. 1 Halbsatz 2 SGBÂ III). Die Rahmenfrist reicht
nicht in eine vorangegangene Rahmenfrist hinein, in der die oder der Arbeitslose
eine Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hatte (vgl. Â§ 143 Abs. 2 SGB III).
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Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 2 SGB III in der vom 1.Â Januar 2019 bis zum 31. Dezember
2019 geltenden Fassung (vgl. Artikel 1 Nr. 13 des Gesetzes vom 18. Dezember
2018 [BGBl.Â I S.Â 2651]) betrug fÃ¼r Arbeitslose, die die Anwartschaftszeit nach 
Â§Â 142 Abs.Â 1 SGBÂ III nicht erfÃ¼llten, die Anwartschaftszeit sechs Monate,
wenn sie darlegten und nachwiesen, dass

1.Â  sich die in der Rahmenfrist zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigungstage
Ã¼berwiegend aus versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungen ergeben, die auf
nicht mehr als zehn Wochen im Voraus durch Arbeitsvertrag zeit- oder
zweckbefristet sind, und

2.Â  das in den letzten zwÃ¶lf Monaten vor der BeschÃ¤ftigungslosigkeit erzielte
Arbeitsentgelt die zum Zeitpunkt der Anspruchsentstehung maÃ�gebliche
BezugsgrÃ¶Ã�e nach Â§Â 18Â Abs.Â 1 des Sozialgesetzbuches Viertes Buch â��
Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die Sozialversicherung â�� (SGB IV) nicht
Ã¼berstieg.

Â§Â 27 Abs.Â 3 Nr.Â 1 SGBÂ III, wonach Personen, die in einer berufsmÃ¤Ã�ig
ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung stehen, die auf weniger als eine Woche der Natur der
Sache nach beschrÃ¤nkt zu sein pflegt oder im Voraus durch Arbeitsvertrag
beschrÃ¤nkt ist (unstÃ¤ndige BeschÃ¤ftigung), versicherungsfrei bleiben, bleibt von
Â§ 142 Abs. 2 Satz 1 SGB III unberÃ¼hrt (vgl. Â§Â 142 Abs.Â 2 Satz 2 SGB III).

Â 

Durch die VerkÃ¼rzung der Rahmenfrist von drei auf zwei Jahre ab 1. Januar 2005
hatten Arbeitnehmer mit schwankenden BeschÃ¤ftigungszeiten vielfach nicht mehr
die Anwartschaftszeit von zwÃ¶lf Monaten an sozialversicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungen erfÃ¼llen kÃ¶nnen. Hiervon betroffen waren vor allem
BeschÃ¤ftigte mit kurzfristigen ZeitvertrÃ¤gen. Sinn und Zweck der Regelung in Â§
142 Abs. 2 SGB III war es daher, Arbeitnehmern, dieÂ berufsbedingt oder wegen der
Besonderheiten des Wirtschaftszweiges, in dem sie beschÃ¤ftigt sind,
Ã¼berwiegend nur auf kurze Zeit befristete BeschÃ¤ftigungen ausÃ¼ben und
deshalb die Anwartschaftszeit in Â§ 142 Abs. 1 Satz 1 SGB III nicht erfÃ¼llen
kÃ¶nnen, den Zugang zum Arbeitslosengeld durch eine kÃ¼rzere Anwartschaftszeit
zu erleichtern, wenn eine bestimmte Grenze des Jahresarbeitsentgelts nicht
Ã¼berschritten wird (BT-Drs.Â 16/13424, S. 32; Ã�ndÃ¼l, in Â Schlegel /Voelzke:
jurisPK-SGB III [2. Aufl. 2020], Â§Â 142 Rdnr.Â 21). Die Regelung sollte nach dem
Willen des Gesetzgebers insbesondere den besonderen Arbeitsbedingungen von
Kulturschaffenden Rechnung tragen, wobei bereits
dieÂ SachverstÃ¤ndigenanhÃ¶rung am 17. Juni 2009 ergeben hatte, dass
ZeitvertrÃ¤ge bei Film- und Fernsehproduktionen typischerweise drei bis sechs
Monate dauern (BT-Drs.Â 16/13424 S.Â 28). Die Regelung Ã¼ber die kurze
Anwartschaftszeit wurde zunÃ¤chst mit Wirkung zum 1.Â August 2009durch
ArtikelÂ 2b Nr.Â 2 Buchst.Â b des Gesetzes vom 15.Â Juli 2009 (BGBl. I S.Â 1939) als
neuer Absatz 2 in die damalige Anwartschaftszeitvorschrift in Â§Â 123 SGBÂ III
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aufgenommen. Mit Wirkung vom 1.Â April 2012 wurde die Regelung durch
ArtikelÂ 2 Nr.Â 18 des Gesetzes vom 20.Â Dezember 2011 (BGBl.Â I S.Â 2854) in 
Â§Â 142 Abs.Â 2 SGBÂ III Ã¼berfÃ¼hrt und redaktionell Ã¼berarbeitet. In der
Folgezeit wurde sie sodann mehrfach verlÃ¤ngert (bis zum 31. Dezember 2014
durch ArtikelÂ 4a Nr.Â 2 des Gesetzes vomÂ 21.Â Juli 2012 [BGBl.Â I S.Â 1613]; bis
zum 31.Â Dezember 2015 durch ArtikelÂ 7 Nr.Â 4 des Gesetzes vom 10.Â Dezember
2014 [BGBl.Â I S.Â 2082]; bis zum 31.Â Dezember 2016 durch ArtikelÂ 2 Nr.Â 1c des
Gesetzes vom 21.Â Dezember 2015 [BGBl. I S.Â 2557]; bis zum 31.Â Juli 2018 durch
ArtikelÂ 1 Nr.Â 13 des Gesetzes vom 18.Â Juli 2016 [BGBl. I S.Â 1710]; bis zum
31.Â Juli 2021 durch ArtikelÂ 1 Nr.Â 4 des Gesetzes vom 10.Â Juli 2018 [BGBl. I
S.Â 1117]; zuletzt bis zum 31.Â Dezember 2022 durch ArtikelÂ 13 des Gesetzes
vom 18.Â Dezember 2018 [BGBl.Â I S.Â 2651]). 

Â 

Die ersten VerlÃ¤ngerungen der Regelung erfolgten nach den
GesetzesbegrÃ¼ndungen, weil noch keine belastbaren Erfahrungen Ã¼ber die
ModalitÃ¤ten vorlagen, wie die soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit nach
Ã¼berwiegend kurz befristeten BeschÃ¤ftigungen weiter verbessert werden
konnten (vgl. BT-Drs.Â 18/3068 S.Â 10 [zu Art.Â 7 Nr.Â 4]; BT-Drs.Â 18/6674 S.Â 14
[zu ArtikelÂ 2 Nr.Â 1c]; BT-Drs.Â 18/8042 S.Â 28 [zu ArtikelÂ 1 Nr.Â 13). FÃ¼r die
VerlÃ¤ngerung der befristeten Regelung bis zum 31. Dezember 2022 hat der
Gesetzgeber keine BegrÃ¼ndung mehr angegeben (BT-Drs.Â 19/4948 S.Â 27 [zu
ArtikelÂ 13). Es erfolgte jedoch schrittweise die Erweiterung der von der Vorschrift
erfassten kurzzeitigen ArbeitsverhÃ¤ltnisse (von zunÃ¤chst weniger als sechs
Wochen ab dem 1.Â August 2012 auf weniger als zehn Wochen und in der aktuellen
Fassung vom 18.Â Dezember 2018 ab dem 1.Â Januar 2020 auf weniger als
14Â Wochen).

Â 

2. Hiervon ausgehend hat der KlÃ¤ger am 1.Â Januar 2019 alle Voraussetzungen
fÃ¼r denÂ Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit gegenÃ¼ber der
Beklagten erfÃ¼llt. Er hat sich am 5.Â November 2018 persÃ¶nlich bei der
Beklagten arbeitslos gemeldet (vgl. Â§Â 141 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGBÂ III in der bis zum
31. Dezember 221 geltenden Fassung), die Zahlung von Arbeitslosengeld ab dem
1.Â Januar 2019 beantragt, ist ab dem 1.Â Januar 2019 in keinem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden, hat sich bemÃ¼ht, seine
BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden, und ist den VermittlungsbemÃ¼hungen der
Beklagten objektiv und subjektiv zur VerfÃ¼gung gestanden. Der KlÃ¤ger hat zwar
nicht die Anwartschaftszeit nach Â§Â 142 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGBÂ III erfÃ¼llt, da er
innerhalb derÂ Rahmenfrist vom 1.Â Januar 2017 bis zum 31.Â Dezember 2018 nur
211Â Tage und damitÂ keine zwÃ¶lf Monate in einem VersicherungsverhÃ¤ltnis
gestanden hat. Jedoch sind die Voraussetzungen des Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 1
Nr.Â 1 SGBÂ III erfÃ¼llt (b). Von den 211Â Tagen stammen 120Â Tage
(=Â 31Â Tage im Januar 2017, 28Â Tage im Februar 2017, 61Â Tage imÂ November
und Dezember 2018) und damit mehr als die HÃ¤lfte aus BeschÃ¤ftigungen, welche
auf nicht mehr als zehnÂ Wochen im Voraus durch Arbeitsvertrag zeit- oder
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zweckbefristet waren. Auch sind die Voraussetzungen des Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 1
Nr.Â 2 SGBÂ III erfÃ¼llt (c).

Â 

a) Vorab ist festzustellen, dass die Zeiten der BeschÃ¤ftigung auÃ�erhalb der
Rahmenfrist keine BerÃ¼cksichtigung bei der ErfÃ¼llung der Anwartschaftszeit
finden (vgl. Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 2 SGBÂ III). Gleichwohl ist der den Zeitraum vom
1.Â November 2016 bis zum 31.Â Dezember 2016 betreffende Vertrag vom
19.Â Oktober 2016 zu berÃ¼cksichtigen. Denn da dies der erste von mehreren
ArbeitsvertrÃ¤gen ist, lÃ¤sst sich nur so prÃ¼fen, ob die nachfolgenden, innerhalb
der Rahmenfrist zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigungstage, insbesondere die vom
1.Â Januar 2017 bis zum 31. Januar 2017, Ã¼berwiegend aus
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungen stammen, die auf nicht mehr als zehn
Wochen im Voraus durch Arbeitsvertrag zeit- oder zweckbefristet sind.

Â 

b) Entgegen der Auffassung der Beklagten sind die Zeiten der befristeten, jeweils
unter zehn Wochen abgeschlossenen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vom 1.
November 2016 bisÂ zum 31.Â Dezember 2016, vom 1.Â Januar 2017 bis zum
31.Â Januar 2017 und vom 1.Â Februar 2017 bis zum 28.Â Februar 2017, obwohl sie
zeitlich unmittelbar aneinander anschlieÃ�en und die arbeitsvertraglichen Regelung
im Wesentlichen identisch sind, weder vollstÃ¤ndig noch teilweise zu addieren.
Insbesondere handelt es sich um keine zur Umgehung abgeschlossenen
sogenannten â��KettenarbeitsvertrÃ¤geâ��.

Â 

(1) Verfahrensrechtlich gilt die verkÃ¼rzte Anwartschaft Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 1
SGBÂ III, wenn deren Voraussetzungen â��dargelegt und nachgewiesen
werdenâ��. 

Â 

Wie sich bereits aus dem Wortlaut der Regelung ergibt, ist entscheidend fÃ¼r die
rechtliche Bewertung im Rahmen des Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGBÂ III der
Zeitpunkt des Abschlusses des befristen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses (â��im
Vorausâ��). Die maÃ�gebende Befristung muss jeweils â��im Vorausâ�� und durch
Arbeitsvertrag vereinbart worden sein (vgl. LSG fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 11. Juli 2013 â�� L 9 AL 281/12 â�� juris Rdnr.Â 106; Ã�ndÃ¼l, in
Â Schlegel /Voelzke: jurisPK-SGBÂ III [2.Â Aufl., 2020] Â§Â 142 Rdnr.Â 44; Valgolio,
in Hauck/Noftz: SGBÂ III [2/2020], Â§Â 142 Rdnr.Â 128;). 

Â 

Unstrittig ist daher, dass sich eine nachtrÃ¤gliche VerÃ¤nderung des Sachverhaltes
nicht zugunsten des Leistungsnehmers auswirkt. Dies hat beispielhaft zur Folge,
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dass durch eine â�� einvernehmliche oder durch KÃ¼ndigung herbeigehrte â��
frÃ¼here Beendigung eines auf 20 Wochen befristeten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
nach fÃ¼nf Wochen das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nicht nachtrÃ¤glich zu einem
kurzfristigen im Sinne des Â§ 142 Abs. 2 SatzÂ 1 SGBÂ III macht (vgl. Valgolio, a. a.
O., Rdnr. 129).

Â 

HÃ¶chstrichterlich ist jedoch nicht geklÃ¤rt, ob die Realisierung einer bereits bei
Vertragsschluss vorgesehenen VerlÃ¤ngerungsoption, eine aufgrund (nicht)
vorhersehbarer Entwicklungen nachtrÃ¤glich vereinbarte VerlÃ¤ngerung der
Vertragslaufzeit oder befristete VertrÃ¤ge in unmittelbarem Anschluss an einen
bereits befristeten Vertrag dazu fÃ¼hren, dass die zurÃ¼ckgelegten
BeschÃ¤ftigungstage nicht zur ErfÃ¼llung der (verkÃ¼rzten) Anwartschaftszeit
geeignet sind. 

Â 

So hatte das Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg mit Urteil vom 18. Mai 2018
(Az.: LÂ 8 AL 3995/16 â�� juris Rdnr. 33) Ã¼ber einen Sachverhalt zu entscheiden,
bei welchem vorÂ Ablauf der Befristung durch ausdrÃ¼ckliche
â��VertragsverlÃ¤ngerungâ�� das befristete BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis Ã¼ber die
maÃ�gebende Kurzzeitigkeitsgrenze hinaus verlÃ¤ngert wurde. Unter diesen
UmstÃ¤nden sei von einem einheitlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis auszugehen,
dass Ã¼ber zehn Wochen angedauert habe. Der Gesetzeswortlaut
â��imÂ Vorausâ�� wolle nach dem Regelungszweck Ã¼ber zehn Wochen befristete
ArbeitsvertrÃ¤ge, die frÃ¼her endeten, aus dem Anwendungsbereich des Â§ 142
Abs. 2 SGB III ausnehmen. Dies erfasse auch VertrÃ¤ge, wo die Dauer der
Befristung ungewiss sei. Gleichfalls nicht beabsichtigt sei, fÃ¼r befristete
ArbeitsvertrÃ¤ge, die aufgrund einer vereinbarten und spÃ¤ter ausgeÃ¼bten
GestaltungsmÃ¶glichkeit lÃ¤nger andauern wÃ¼rden, den Erwerb eines Anspruches
auf Arbeitslosengeld durch die ErfÃ¼llung der kleinen Anwartschaft nach Â§Â 142
Abs.Â 2 SGBÂ III zu erÃ¶ffnen. Andernfalls wÃ¼rde die Anwendbarkeit des Â§Â 142
Abs.Â 2 SGBÂ III in die Disposition von Arbeitgeber und Arbeitnehmer gestellt und
wÃ¼rden damit MissbrauchsmÃ¶glichkeiten erÃ¶ffnen werden (so auch SÃ¶hngen,
in: Eicher/ Schlegel , SGBÂ III [Stand: 169. Lfg./1. September 2019], Â§Â 142
Rdnr.Â 44; Valgolio, a.Â a.Â O., Rdnr.Â 129; offenlassend: Ã�ndÃ¼l, a. a. O., Rdnr.
44). Auch die Beklagte vertritt ausweislich der fachlichen Weisungen: â��Dauert die
ursprÃ¼nglich befristete BeschÃ¤ftigung tatsÃ¤chlich lÃ¤nger als zehn Wochen,
erfÃ¼llt sie nicht das Merkmal der kurzen BeschÃ¤ftigung und ist im Vergleich der
BeschÃ¤ftigungen den lÃ¤ngeren BeschÃ¤ftigungen zuzuordnen.â�� (
www.arbeitsagentur.de/datei/fw-sgb-iii-142).

Â 

Abweichend hierzu hat das Landessozialgericht fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen
mit Urteil vom 20.Â Februar 2020 (Az.: LÂ 9 AL 6/18 â�� juris Rdnr.Â 38Â f.) bei
einer projektbezogenen Befristung mit Sachgrund vertreten, dass es fÃ¼r die
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ErfÃ¼llung der verkÃ¼rzten Anwartschaftszeit nicht entscheidend sei, ob das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nach VerlÃ¤ngerung tatsÃ¤chlich lÃ¤nger bestehe als
zunÃ¤chst vereinbart. Die tatsÃ¤chlich zurÃ¼ckgelegten und die im Voraus
vereinbarten BeschÃ¤ftigungstage kÃ¶nnten auseinanderfallen. 

Â 

Das Sozialgericht Berlin hat mit Urteil vom 21. April 2017 (Az.: S 58 AL 501/16 â��
juris Rdnr. 22, 24) vertreten, dass eine per Arbeitsvertrag befristete BeschÃ¤ftigung
den Charakter einer kurzen BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§Â 142 Abs.Â 2 Nr.Â 1
SGB III nicht dadurch verliere, dass eine erneute Einstellung erfolge, auch wenn
diese nahtlos an die vorherige BeschÃ¤ftigung anschlieÃ�e, sofern es sich dabei
nicht um KettenarbeitsvertrÃ¤ge handele.

Â 

(2) Vorliegend dahinstehen kann, ob bei einer zeitlichen VerlÃ¤ngerung des
Arbeitsvertrages Ã¼ber die Kurzzeitgrenze hinaus die zunÃ¤chst vereinbarten Tage
im Rahmen der Kurzzeitgrenze zur ErfÃ¼llung der verkÃ¼rzten Anwartschaftszeit
herangezogen werden kÃ¶nnen. Denn vorliegend wurden jeweils neue befristete
ArbeitsvertrÃ¤ge mit unterschiedlichen BefristungsgrÃ¼nden und Befristungsdauer
abgeschlossen. Eine nachtrÃ¤gliche VerlÃ¤ngerung Ã¼ber die Kurzzeitgrenze
hinaus erfolgte nicht. Eine entsprechende GestaltungsmÃ¶glichkeit sah der
Arbeitsvertrag auch nicht vor.

Â 

(3) Im Falle des KlÃ¤gers kann auch dahinstehen, wie der Sachverhalt zu bewerten
wÃ¤re, wenn die im Rahmen der Kurzzeitgrenze vereinbarten Befristungen
missbrÃ¤uchlich unter Umgehung der gesetzlichen Regelungen zur Befristung oder
zur Erlangung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld unter Anwendung des Â§Â 142
Abs.Â 2 SGBÂ III erfolgt wÃ¤ren. Denn vorliegend wurden zwar drei zeitlich
unmittelbar aufeinander folgende befristete ArbeitsvertrÃ¤ge im Rahmen der
Kurzzeitgrenze abgeschlossen. Es bestehen jedochÂ keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r
einen Missbrauch. Die Vereinbarung der Befristung erfolgte jeweils im Voraus. Nach
der Stellungnahme des Arbeitgebers war es erst Anfang Dezember 2016 und damit
nach Abschluss des ersten befristeten Arbeitsvertrages am 19.Â Oktober 2016 und
nach Beginn des befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses absehbar, dass aufgrund der
aktuellen Personalsituation ein weiterer Bedarf bestand. Anhaltspunkte, die etwas
anderes auch nur vermuten lassen, liegen nicht vor. Der dritte Vertrag, den Monat
Februar 2017 betreffend, wurde erst am 31. Januar 2017 abgeschlossen und diente
ausdrÃ¼cklich der Vertretung einer aufgrund Mutterschutzes vorrÃ¼bergehenden
abwesenden Mitarbeiterin. Im konkreten Wirtschaftszweig bestehen saisonal stark
schwankende Sendungsmengen, die durch Einstellung befristeter BeschÃ¤ftigter
abgefangen werden. Gerade auch diesen BeschÃ¤ftigten sollte Ã¼ber Â§Â 142
Abs.Â 2 SGBÂ III der Zugang zum Arbeitslosengeld durch eine kÃ¼rzere
Anwartschaftszeit erleichtert werden. Eine Umgehung liegt hier nicht vor.
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Â 

(4) Allein der Umstand, dass die erneute Einstellung ohne zeitliche Unterbrechung
beim gleichen Arbeitgeber erfolgte, ist jedenfalls nicht geeignet, der jeweils
befristeten BeschÃ¤ftigung nachtrÃ¤glich den Charakter einer kurzen
BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGBÂ III zu nehmen.
Ein aufgrund Fristablauf beendetes BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis kann nicht als
fortbestehend im Sinne dieser Regelung bewertet werden. Denn bereits der
Wortlaut der Vorschrift knÃ¼pft an den konkret abgeschlossenen befristeten
Arbeitsvertrag an. Die ZulÃ¤ssigkeit und die Voraussetzungen der Befristung von
ArbeitsvertrÃ¤gen sind insbesondere im Gesetz Ã¼ber Teilzeitarbeit und befristete
ArbeitsvertrÃ¤ge (Teilzeit- und Befristungsgesetz â�� TzBfG) geregelt. Dieses
Gesetz dient nach dessen Einleitungssatz der Umsetzung der Richtlinie 97/81/EG
des Rates vom 15.Â Dezember 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB
geschlossenen Rahmenvereinbarung Ã¼ber Teilzeitarbeit (ABl.Â EG 1998
Nr.Â LÂ 14 S.Â 9) und der Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28.Â Juni 1999 zu
der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung Ã¼ber befristete ArbeitsvertrÃ¤ge
(ABl.Â EG 1999 Nr.Â LÂ 175 S.Â 43). Der unionsrechtlich vorgegebenen
Missbrauchskontrolle ist mit der â�� bereits nach nationalem Recht gebotenen â��
Rechtsmissbrauchs-, Vertragsgestaltungs- oder Umgehungskontrolle (vgl. Â§Â 242
des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches [BGB]Â Rechnung getragen (vgl. BAG, Urteil vom
4.Â Dezember 2013 â�� 7Â AZR 290/12 â�� BAGEÂ 146, 371Â ff. = juris
Rdnr.Â 20Â f.). Im Rahmen des Â§ 142 Abs. 2 SGB III ist esÂ unerheblich, ob es sich
um eine Sachgrundbefristung nach Â§ 14 Abs. 1 TzBfG oder
eineÂ kalendermÃ¤Ã�ige Befristung nach Â§ 14 Abs. 2 TzBfG handelt (vgl. Ã�ndÃ¼l,
a.Â a.Â O., Rdnr. 43). Solange eine Unwirksamkeit der Befristung nicht
einvernehmlich oder durch das Gericht festgestellt wird, ist es unerheblich, ob die
Befristung rechtswirksam war.Â Denn das VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis beginnt
mit dem Tag des Eintritts in das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis (im beitragsrechtlichen
Sinne) und endet mit dem Tag des Ausscheidens aus dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis (vgl. Â§Â 24 Abs.Â 2 und 4 SGBÂ III). Es erstreckt sich
immer auf den gesamten Tag, so dass bei BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen, die sich
unmittelbar anschlieÃ�en, keine zeitliche LÃ¼cke entsteht. Der Gesetzgeber hat im
Rahmen des Â§Â 142 Abs.Â 2 SGBÂ III jedoch nicht geregelt, dass (nachtrÃ¤glich)
auf die Dauer aller BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse abzustellen ist, wenn sich diese
unmittelbar aneinander anschlieÃ�en. Denn ein Arbeitnehmer, der aufgrund
geÃ¤nderter UmstÃ¤nde beim identischen Arbeitgeber erneut nur befristet
beschÃ¤ftigt wird, ist genauso schutzwÃ¼rdig wie Arbeitnehmer, die ohne zeitliche
Unterbrechung bei unterschiedlichen Arbeitgebern befristet beschÃ¤ftigt werden.
Beide Gruppen trifft die VerkÃ¼rzung der Rahmenfrist auf zwei Jahre in gleicher
Weise. Die Notwendigkeit der befristeten BeschÃ¤ftigung und die MÃ¶glichkeit,
diese rechtskonform zu vereinbaren, trifft bestimmte Berufsgruppen, ohne dass es
fÃ¼r diese im Hinblick auf den Regelungsgehalt des Â§Â 142 Abs.Â 2 SGBÂ III einen
rechtlichen Unterschied macht, wo die erneute befristete BeschÃ¤ftigung erfolgt.
Der Umstand, dass sich zufÃ¤llig die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet, im unmittelbaren
Anschluss an den bestehenden befristeten Arbeitsvertrag beim gleichen
Arbeitgeber einen weiteren befristeten Arbeitsvertrag abzuschlieÃ�en, rechtfertigt
somit keine unterschiedliche Behandlung. Ein sachlicher Grund fÃ¼r eine
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unterschiedliche Behandlung dieser beiden Gruppen von Leistungsnehmern ist nicht
ersichtlich. 

Â 

Jede andere Wertung wÃ¼rde zu der wohl nicht gewollten Situation fÃ¼hren, dass
Arbeitnehmer dieser Berufszweige neue befristete BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse
bei demselben Arbeitgeber ablehnen mÃ¼ssten oder erst nach kurzer Pause
eingehen dÃ¼rften, um den Schutz des Â§Â 142 Abs.Â 2 SGBÂ III nicht zu verlieren. 

Â 

c) SchlieÃ�lich sind auch die Voraussetzungen des Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 1 Nr.Â 2
SGBÂ III erfÃ¼llt. Die maÃ�gebende BezugsgrÃ¶Ã�e nach Â§ 18 Abs. 1 SGB IV
(36.540,00Â EUR im Jahre 2018) ist vorliegend nicht um das 1,5fache
Ã¼berschritten.

Â 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

Â 

IV. Die Revision wird wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache (vgl. 
Â§Â 160 Abs.Â 2 Nr. 1 SGG) zugelassen. HÃ¶chstrichterlich nicht entschieden ist, ob
im Rahmen des Â§ 142 Abs. 2 SGB III auch ohne missbrÃ¤uchliche
Vertragsgestaltung eine vorab per Arbeitsvertrag befristete BeschÃ¤ftigung den
Charakter einer kurzen BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§ 142 Abs. 2 Nr. 1 SGB III
verliert, wenn nahtlos eine erneute Einstellung beim identischen Arbeitgeber erfolgt
und die vereinbarten BeschÃ¤ftigungszeiten in der Summe aller ArbeitsvertrÃ¤ge
die geregelte Kurzzeitgrenze Ã¼berschreiten. 

Â 

Â 

Erstellt am: 02.03.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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